Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/1966 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/ 1351 — 


betr. Studienkommission zur Ausarbeitung von Vorschlägen 
für das Beamtenrecht 


A. Bericht des Abgeordneten Wagner 


Der Antrag der Fraktion der SPD betr. Studien- ' 
kommission zur Ausarbeitung von Vorschlägen für | 
das Beamtenrecht ist vom Deutschen Bundestag in 1 
der 94. Sitzung am 6. November 1963 in erster Be- 
ratung eingehend behandelt und an den Ausschuß 
für Inneres verwiesen worden. Der Ausschuß hat 
den Antrag in seiner Sitzung am 6. Februar 1964 
abschließend beraten. 

j 

Die Antragsteller haben die Bildung einer Stu- [ 
dienkommission nochmals damit begründet, daß i 
nach ihrer Ansicht die Arbeit des Gesetzgebers zum ; 
Besoldungsrecht und zu vielen weiteren dringenden ! 
beamtenrechtlichen Problemen wesentlich erleichtert | 
wird, wenn diese Fragen vorher in Ruhe von unab- I 
hängigen Fachleuten untersucht werden. Die Mehr- 
heit des Ausschusses hielt dagegen die in dem An- 
trag vorgeschlagene besondere Studienkommission 
zur Erfüllung der vorgesehenen Aufgaben weder für 
notwendig noch für geeignet; die Bildung einer be- 
sonderen Studienkommission mit einem so umfassen- 
den Aufgabenbereich sei nicht notwendig, weil be- 
reits mehrere Untersuchungen europäischer Orga- 
nisationen, eines Verbandes und der Kommission 
des Bundesministers des Innern mit der Konferenz 


der Innenminister der Länder vorliegen oder in 
Kürze zu erwarten sind; bei der vorgesehenen 
Studienkommission sei auch zu befürchten, daß sie 
als ein Gremium für die Beamten in eigener Sache 
angesehen werde. 

Der Ausschuß hat deshalb mit Mehrheit den An- 
trag der Fraktion der SPD abgelehnt. 

Der Ausschuß für Inneres war aber einstimmig 
der Auffassung, daß vordringlich die Beamtenbesol- 
dung in der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung von 
einem unabhängigen Gremium untersucht werden 
müsse. Der Ausschuß hat daher einstimmig emp- 
fohlen, daß die Fragen der Beamtenbesoldung inner- 
halb der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung von 
dem Sachverständigenrat untersucht werde, der 
durch das Gesetz über die Bildung eines Sachver- 
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 685) geschaffen worden ist. Die 
Bundesregierung solle den Sachverständigenrat ge- 
mäß § 6 Abs. 2 des Gesetzes mit der Erstattung eines 
besonderen Gutachtens über die Beamtenbesoldung 
innerhalb der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
beauftragen. 


Bonn, den 18. Februar 1964 


Wagner 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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Drucksache IV/ 1966 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
IV/1351 — abzulehnen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

den Sachverständigenrat gemäß § 6 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Bildung eines Sachverstän- 
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 685) mit der Erstattung 
eines Gutachtens über die Beamtenbesoldung 
innerhalb der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung zu beauftragen. 


Bonn, den 18. Februar 1964 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt- Vockenhausen 

Vorsitzender 


Wagner 

Berichterstatter 



